
ALLGEMEINE VERKAUFS- UND LIEFERBEDINGUNGEN 
(Februar 2011)

1. Allgemeine Bestimmungen

(1) Die  nachfolgenden  allgemeinen  Verkaufs-  und  Lieferbedingungen  (nachfolgend  AVLB  genannt) 
gelten für alle Geschäftsbeziehungen der Primosensor GmbH (nachfolgend Lieferer genannt) mit 
dem Auftraggeber  (nachfolgend  Besteller  genannt)  bereffend  die  Lieferung  von  Waren  und  die 
Erbringung von Leistungen (nachfolgend Lieferung genannt).

(2) Für die Rechtsbeziehungen zwischen Lieferer und Besteller im Zusammenhang mit den Lieferungen 
des Lieferers gelten ausschließlich diese AVLB. Vereinbarungen, die diese AVLB ergänzen oder 
abändern  bedürfen  zu  ihrer  Wirksamkeit  der  schriftlichen  Bestätigung des  Lieferers.  Allgemeine 
Geschäftsbedingungen  des  Bestellers  gelten  nur  insoweit,  als  der  Lieferer  ihnen  ausdrücklich 
schriftlich zugestimmt hat. 

(3) Der  Begriff  „Schadensersatzansprüche“  in  diesen  AVLB  umfasst  auch  Ansprüche  auf  Ersatz 
vergeblicher Aufwendungen.

2. Vertragsabschluss

(1) Die in Prospekten,  Anzeigen usw.  enthaltenen Angaben sind,  auch bezüglich der Preisangaben,  
unverbindlich. Maß-, Gewichts- und Leistungsangaben sowie Abbildungen sind nur annähernd, und 
unverbindlich, soweit sie nicht ausdrücklich als verbindlich bezeichnet sind.

(2) An Kostenvoranschlägen, Zeichnungen und anderen Unterlagen (nachfolgend Unterlagen genannt) 
behält  sich  der  Lieferer  seine  eigentums-  und  urheberrechtlichen  Verwertungsrechte 
uneingeschränkt vor. Die Unterlagen dürfen nur nach vorheriger Zustimmung des Lieferers Dritten 
zugänglich gemacht werden und sind, wenn der Auftrag dem Lieferer nicht erteilt wird, diesem auf 
Verlangen unverzüglich zurückzugeben. Dies gilt entsprechend für Unterlagen des Bestellers; diese 
dürfen  jedoch  solchen  Dritten  zugänglich  gemacht  werden,  denen  der  Lieferer  zulässigerweise 
Lieferungen übertragen hat.

(3) Änderungen der Konstruktion, der Werkstoffwahl, der Spezifikation und der Bauart behält sich der 
Lieferer,  auch  nach  Absendung  einer  Auftragsbestätigung,  vor,  sofern  diese  Änderungen  dem 
technischen Fortschritt dienen und dem Kunden zumutbar sind.

(4) Soweit  nicht  schriftlich  etwas  anderes  ausdrücklich  vereinbart  ist,  bleiben  kundenspezifische 
Werkzeuge und Betriebsmittel auch dann Eigentum des Lieferers, wenn dem Kunden dafür Kosten 
berechnet wurden.

3. Umfang der Lieferung

(1) Für den Umfang der Lieferungen sind die beiderseitigen schriftlichen Erklärungen maßgebend. Ist  
ein  Vertrag  geschlossen  worden,  ohne  dass  solche  Erklärungen  vorliegen,  so  ist  entweder  die 
schriftliche Auftragsbestätigung des Lieferers oder falls eine solche nicht erfolgt ist, der schriftliche 
Auftrag des Bestellers maßgebend.

(2) Teillieferungen sind zulässig und können gesondert abgerechnet werden.

4. Preise, Zahlungsbedingungen und Aufrechnung

(1) Die Preise umfassen den im Vertrag vereinbarten Liefergegenstand. Sie verstehen  sich ab Werk 
ausschließlich Verpackung zuzüglich der jeweils geltenden gesetzlichen Umsatzsteuer.  Die jeweils 
gesetzliche Umsatzsteuer,  die Transportkosten ab Werk oder Auslieferungslager und die Kosten 
einer unter Umständen vom Besteller gesondert gewünschten Transportversicherung berechnet der 
Lieferer unverzüglich.

(2) Etwaige Zölle, Gebühren, Steuern und sonstige öffentliche Abgaben trägt der Besteller. 
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(3) Der Besteller ist verpflichtet, die Lieferungen spätestens 30 Tage ab Rechnungsdatum ohne jeden 
Abzug frei Zahlstelle des Lieferers zu begleichen, sofern vertraglich nicht anderes geregelt wurde. 

(4) Zahlt der Besteller nicht rechtzeitig, ist der Lieferer berechtigt, Verzugszinsen in Höhe des jeweiligen 
Satzes,  den die Bank für die Kontokorrentkredite des Lieferers berechnet,  mindestens jedoch in 
Höhe von 8 % über dem jeweils gültigen Basiszinssatz der EZB zu verlangen.

(5) Der  Besteller  kann  nur  mit  solchen  Forderungen aufrechnen,  die  unbestritten  oder  rechtskräftig 
festgestellt sind.

5. Lieferfristen und Verzugsfolgen

(1) Die Einhaltung von Fristen für Lieferungen setzt den rechtzeitigen Eingang sämtlicher vom Besteller  
zu liefernden Unterlagen, erforderlichen Genehmigungen und Freigaben, insbesondere von Plänen, 
sowie die Einhaltung der vereinbarten Zahlungsbedingungen und sonstigen Verpflichtungen durch 
den Besteller voraus. Werden diese Voraussetzungen nicht rechtzeitig erfüllt, so verlängern sich die 
Fristen angemessen.

(2) Ist die Nichteinhaltung der Fristen auf höhere Gewalt, z. B. Mobilmachung, Krieg, Aufruhr, oder auf  
ähnliche  Ereignisse,  z.  B.  Streik,  Aussperrung,  zurückzuführen,  verlängern  sich  die  Fristen 
angemessen. Gleiches gilt für den Fall der nicht rechtzeitigen oder ordnungsgemäßen Belieferung 
des Lieferers.

(3) Kommt der Lieferer in Verzug, kann der Besteller – sofern er glaubhaft macht, dass ihm hieraus ein 
Schaden entstanden ist – eine Entschädigung für jede vollendete Woche des Verzuges von je 0,5 %, 
insgesamt jedoch höchstens 5 % des Preises für den Teil der Lieferungen verlangen, der wegen des 
Verzuges nicht in zweckdienlichen Betrieb genommen werden konnte. 

(4) Sowohl  Schadensersatzansprüche  des  Bestellers  wegen  Verzögerung  der  Lieferung  als  auch 
Schadensersatzansprüche  statt  der  Leistung,  die  über  die  in  Abs.  (3)  genannten  Grenzen 
hinausgehen, sind in allen Fällen verzögerter Lieferung, auch nach Ablauf einer dem Lieferer etwa 
gesetzten Frist zur Lieferung, ausgeschlossen. Dies gilt nicht, soweit in Fällen des Vorsatzes, der 
groben Fahrlässigkeit oder wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit  
zwingend gehaftet wird. Vom Vertrag kann der Besteller im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen 
nur zurücktreten, soweit die Verzögerung der Lieferung vom Lieferer zu vertreten ist. Eine Änderung 
der Beweislast zum Nachteil des Bestellers ist mit den vorstehenden Regelungen nicht verbunden.

(5) Der Besteller ist  verpflichtet,  auf Verlangen des Lieferers innerhalb einer angemessenen Frist zu  
erklären, ob er wegen der Verzögerung der Lieferung vom Vertrag zurücktritt oder auf der Lieferung  
besteht.

(6) Werden Versand oder Zustellung auf Wunsch des Bestellers um mehr als einen Monat nach Anzeige 
der  Versandbereitschaft  verzögert,  kann  dem Besteller  für  jeden  weiteren  angefangenen Monat 
Lagergeld in Höhe von 0,5 % des Preises der Gegenstände der Lieferungen, höchstens jedoch 
insgesamt 5 %, berechnet werden. Der Nachweis höherer oder niedrigerer Lagerkosten bleibt den 
Vertragsparteien unbenommen.

6. Eigentumsvorbehalt

(1) Die Gegenstände der Lieferungen (Vorbehaltsware) bleiben Eigentum des Lieferers bis zur Erfüllung 
sämtlicher ihm gegen den Besteller aus der Geschäftsverbindung zustehenden Ansprüche. Soweit  
der Wert aller Sicherungsrechte, die dem Lieferer zustehen, die Höhe aller gesicherten Ansprüche 
um mehr als 10 % übersteigt, wird der Lieferer auf Wunsch des Bestellers einen entsprechenden Teil  
der Sicherungsrechte freigeben.

(2) Während  des  Bestehens  des  Eigentumsvorbehalts  ist  dem  Besteller  eine  Verpfändung  oder 
Sicherungsübereignung  untersagt  und  die  Weiterveräußerung  nur  Wiederverkäufern  im 
gewöhnlichen Geschäftsgang und nur unter der Bedingung gestattet, dass der Wiederverkäufer von 
seinem Kunden Bezahlung erhält oder den Vorbehalt macht, dass das Eigentum auf den Kunden 
erst übergeht, wenn dieser seine Zahlungsverpflichtungen erfüllt hat.

(3) Bei  Pfändungen,  Beschlagnahmen  oder  sonstigen  Verfügungen  oder  Eingriffen  Dritter  hat  der 
Besteller den Lieferer unverzüglich zu benachrichtigen.

(4) Bei  Pflichtverletzungen  des  Bestellers,  insbesondere  bei  Zahlungsverzug,  ist  der  Lieferer  nach 
erfolglosem Ablauf  einer  dem Besteller  gesetzten  angemessenen  Frist  zur  Leistung  neben  der 
Rücknahme auch zum Rücktritt berechtigt; die gesetzlichen Bestimmungen über die Entbehrlichkeit  
einer  Fristsetzung  bleiben  unberührt.  Der  Besteller  ist  zur  Herausgabe  verpflichtet.  In  der 
Rücknahme  bzw.  der  Geltendmachung  des  Eigentumsvorbehaltes  oder  der  Pfändung  der 
Vorbehaltsware durch den Lieferer liegt kein Rücktritt vom Vertrag, es sei denn, der Lieferer hätte 
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dies ausdrücklich erklärt.

7. Gefahrenübergang

(1) Die Gefahr geht auch bei frachtfreier Lieferung wie folgt auf den Besteller über:
a) bei Lieferungen ohne Aufstellung oder Montage, wenn sie zum Versand gebracht oder abgeholt 
worden sind. Auf Wunsch und Kosten des Bestellers werden Lieferungen vom Lieferer gegen die 
üblichen Transportrisiken versichert;
b) bei Lieferungen mit Aufstellung oder Montage am Tage der Übernahme in eigenen Betrieb oder,  
soweit vereinbart, nach einwandfreiem Probebetrieb.

(2) Wenn der Versand, die Zustellung, der Beginn, die Durchführung der Aufstellung oder Montage, die 
Übernahme in eigenen Betrieb oder der Probebetrieb aus vom Besteller zu vertretenden Gründen 
verzögert wird oder der Besteller aus sonstigen Gründen in Annahmeverzug kommt, so geht die 
Gefahr auf den Besteller über.

8. Gewährleistung

(1) Der  Besteller  hat  die  Lieferung  unverzüglich  nach  Ablieferung  zu  prüfen.  Weist  die  Lieferung 
offensichtliche Mängel auf oder wurde offensichtlich eine andere, als die bestellte Lieferung erbracht, 
so hat der Besteller dies dem Lieferer unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von einer Woche 
schriftlich anzuzeigen. Anderenfalls gilt die Lieferung, sofern der Besteller Kaufmann im Sinne des 
HGB oder juristische Person des öffentlichen Rechts ist, als genehmigt.

(2) Für Mängel, die auf falsche Behandlung der Lieferung zurück zu führen sind, hat der Lieferer nicht  
einzustehen. 

(3) Für Mängel haftet der Lieferer wie folgt: 
a) Alle diejenigen Teile oder Leistungen sind nach Wahl des Lieferers unentgeltlich nachzubessern, 
neu  zu  liefern  oder  neu  zu  erbringen,  die  innerhalb  von  3  Monaten  –  ohne  Rücksicht  auf 
Betriebsdauer – vom Tage des Gefahrenüberganges angerechnet, nachweisbar infolge eines vor 
dem Gefahrenübergang liegenden Umstandes, insbesondere wegen fehlerhafter Bauart, schlechten 
Materials  oder mangelnder Ausführung unbrauchbar  werden oder deren Brauchbarkeit  erheblich 
beeinträchtigt  wurde.  Das  Wahlrecht  des  Lieferers  erstreckt  sich  auch  auf  den  Ort  der 
Nachbesserung. Ggfs. hat der Abnehmer die nachzubessernde Sache auf seine Kosten und sein 
Risiko in das Werk des Lieferers zu verbringen. Der Lieferer haftet nicht für den Ersatz von typischen 
Verschleißteilen. Für Fremderzeugnisse beschränkt sich die Haftung des Lieferers auf die Abtretung 
derjenigen Haftungsansprüche, die ihm gegenüber dem Lieferer der Fremderzeugnisse zustehen. 
Die Feststellung solcher Mängel sind dem Lieferer unverzüglich, spätestens jedoch binnen einer 
Woche nach Kenntnis, schriftlich anzumelden.
b)  Der Besteller hat  die ihm obliegenden Vertragsverpflichtungen, insbesondere die vereinbarten 
Zahlungsbedingungen einzuhalten. Wird eine Mängelrüge geltend gemacht, dürfen Zahlungen des 
Bestellers in einem Umfang zurückgehalten werden, die in einem angemessenen Verhältnis zu den 
aufgetretenen Mängeln stehen. Gehört der Vertrag zum Betrieb seines Handelsgewerbes, so kann 
der Besteller Zahlungen nur zurückbehalten, wenn eine Mängelrüge geltend gemacht wird, über 
deren Berechtigung kein Zweifel bestehen kann.
c) Zur Mängelbeseitigung hat der Besteller dem Lieferer eine angemessene Zeit, mindestens jedoch 
14 Tage, Gelegenheit zu gewähren. Verweigert er diese, so ist der Lieferer von der Mängelhaftung 
befreit. 
d) Lässt der Lieferer eine ihm gesetzte angemessene Nachfrist verstreichen, ohne den Mangel zu  
beheben, oder ist die Nachbesserung unmöglich oder wird sie vom Lieferer verweigert, so steht dem 
Besteller das Recht der Minderung zu. Kommt zwischen dem Besteller und Lieferer eine Einigung 
über die Minderung nicht zustande, so kann der Besteller vom Vertrag zurücktreten. 
e)  Die  Gewährleistungsrechte  verjähren  in  allen  Fällen  in  12  Monaten  ab  dem  gesetzlichen 
Verjährungsbeginn. Soweit das BGB längere Fristen zwingend vorschreibt, finden diese Anwendung. 
f) Die Mängelhaftung bezieht sich nicht auf natürliche Abnutzung, ferner nicht auf Schäden, die nach 
dem  Gefahrübergang  infolge  fehlerhafter  oder  nachlässiger  Behandlung,  übermäßiger 
Beanspruchung, ungeeigneter Betriebsmittel oder chemischer, elektrochemischer oder elektrischer 
Einflüsse entstehen, die nach dem Vertrag nicht vorausgesetzt sind. 
g) Durch etwa seitens des Bestellers oder Dritter unsachgemäß vorgenommene Änderungen und 
Instandsetzungsarbeiten wird die Haftung für die daraus entstehenden Folgen aufgehoben. 
h)  Weitere  Ansprüche  des  Bestellers  gegen  den  Lieferer  und  dessen  Erfüllungsgehilfen  sind 
ausgeschlossen,  insbesondere der  Ersatz von Schäden,  welche nicht  an dem Liefergegenstand 
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selbst entstanden sind. Dies gilt nicht, soweit in Fällen des Vorsatzes und der groben Fahrlässigkeit 
eine Haftung durch das Gesetz zwingend vorgeschrieben ist. 
i) Die Ziffern a) bis h) gelten entsprechend für solche Ansprüche des Bestellers auf Nachbesserung,  
Ersatzlieferung oder Schadenersatz die durch vor oder nach Vertragsabschluss liegende Vorschläge 
oder Beratung oder durch Verletzung vertraglicher Nebenpflichten entstanden sind. 

9. Unmöglichkeit und Vertragsanpassung

(1) Soweit die Lieferung unmöglich ist, ist der Besteller berechtigt, Schadensersatz zu verlangen, es sei 
denn,  dass  der  Lieferer  die  Unmöglichkeit  nicht  zu  vertreten  hat.  Jedoch  beschränkt  sich  der 
Schadensersatzanspruch des Bestellers auf 10 % des Wertes desjenigen Teils der Lieferung, der 
wegen  der  Unmöglichkeit  nicht  in  zweckdienlichen  Betrieb  genommen  werden  kann.  Diese 
Beschränkung gilt nicht, soweit in Fällen des Vorsatzes, der groben Fahrlässigkeit oder wegen der 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit zwingend gehaftet wird; eine Änderung 
der Beweislast zum Nachteil des Bestellers ist hiermit nicht verbunden. Das Recht des Bestellers 
zum Rücktritt vom Vertrag bleibt unberührt.

(2) Sofern unvorhersehbare Ereignisse im Sinne von Art. 5 (2) die wirtschaftliche Bedeutung oder den 
Inhalt der Lieferung erheblich verändern oder auf den Betrieb des Lieferers erheblich einwirken, wird  
der  Vertrag  unter  Beachtung  von  Treu  und  Glauben  angemessen  angepasst.  Soweit  dies 
wirtschaftlich nicht vertretbar ist, steht dem Lieferer das Recht zu, vom Vertrag zurückzutreten. Will 
er von diesem Rücktrittsrecht Gebrauch machen, so hat er dies nach Erkenntnis der Tragweite des 
Ereignisses unverzüglich dem Besteller mitzuteilen und zwar auch dann, wenn zunächst mit dem 
Besteller eine Verlängerung der Lieferzeit vereinbart war.

10. Sonstige Schadensersatzansprüche und Verjährung

(1) Schadensersatzansprüche des Bestellers, gleich aus welchem Rechtsgrund, insbesondere wegen 
Verletzung  von  Pflichten  aus  dem  Schuldverhältnis  und  aus  unerlaubter  Handlung,  sind 
ausgeschlossen.

(2) Dies gilt nicht, soweit zwingend gehaftet wird, z. B. nach dem Produkthaftungsgesetz, in Fällen des 
Vorsatzes,  der  groben Fahrlässigkeit,  wegen der  Verletzung des Lebens,  des Körpers oder der 
Gesundheit  oder  wegen  der  Verletzung  wesentlicher  Vertragspflichten.  Der 
Schadensersatzanspruch  für  die  Verletzung  wesentlicher  Vertragspflichten  ist  jedoch  auf  den 
vertragstypischen,  vorhersehbaren  Schaden  begrenzt,  soweit  nicht  Vorsatz  oder  grobe 
Fahrlässigkeit vorliegt oder wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit 
gehaftet wird. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Bestellers ist mit den vorstehenden 
Regelungen nicht verbunden.

(3) Soweit dem Besteller Schadensersatzansprüche zustehen, verjähren diese mit Ablauf der nach Art.  
8 (3)e geltenden Verjährungsfrist. Gleiches gilt für Ansprüche des Bestellers im Zusammenhang mit  
Maßnahmen zur  Schadensabwehr (z.  B.  Rückrufaktionen).  Bei  Schadensersatzansprüchen nach 
dem Produkthaftungsgesetz gelten die gesetzlichen Verjährungsvorschriften.

11. Gerichtsstand und anwendbares Recht

(1) Alleiniger Gerichtsstand ist, wenn der Besteller Kaufmann ist, bei allen aus dem Vertragsverhältnis 
unmittelbar  oder mittelbar  sich ergebenden Streitigkeiten der  Sitz des Lieferers.  Der Lieferer  ist 
jedoch auch berechtigt, am Sitz des Bestellers zu klagen.

(2) Für die Rechtsbeziehungen im Zusammenhang mit diesem Vertrag gilt deutsches materielles Recht 
unter  Ausschluss  des  Übereinkommens  der  Vereinten  Nationen  über  Verträge  über  den 
internationalen Warenkauf (CISG).

12. Schlussbestimmung 

Sollten  einzelne  Bestimmungen  des  Vertrages  einschließlich  dieser  AVLB  ganz  oder  teilweise 
unwirksam sein oder sollte der Vertrag eine Regelungslücke enthalten, bleibt die Wirksamkeit des 
Vertrages und der übrigen Bestimmungen unberührt, soweit dies den Vertragsparteien zumutbar ist.  
Anstelle  der  unwirksamen  oder  fehlenden  Bestimmungen  treten  die  jeweils  gesetzlichen 
Regelungen. 
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